
 
 
 

Beschlüsse des Landesjugendring Brandenburg e.V. 2026 

- Zusammenfassung in freundlicher Sprache –  

 

Demokratische Strukturen erhalten 

Die Jugend·verbände in Brandenburg merken, dass sie von der Politik nicht mehr so 
viel Unterstützung bekommen.  
Viele sind unsicher, wie ihre Arbeit weitergehen kann. 

Wir sagen klar: Jugend·verbands·arbeit ist wichtig für die Demokratie und für die 
Zivil·gesellschaft.  

Zivil·gesellschaft bedeutet: Viele Bürger·innen tun sich freiwillig zusammen, um 
Probleme zu lösen und das gemeinsame Leben für alle besser zu machen.  

Das muss geschützt und weiter·entwickelt werden. 

Wir fordern: 

 
1. Jugend·verbands·arbeit sichern 

Jugend·verbände sind Orte, an denen junge Menschen freiwillig und demokratisch 
mitmachen. 

Sie lernen dort Verantwortung und Mitbestimmung. 
Diese Strukturen müssen erhalten und gestärkt werden. 

 
2. Gute Finanzierung schaffen 

Geld für einzelne Projekte helfen ein wenig. 
Besser aber ist Förderung mit Geld, die für eine längere Zeit gilt. 

Jugend·verbände brauchen Verlässlichkeit, um gut planen zu können. 

Wenn das Leben in der Gesellschaft teurer wird, muss zum Beispiel der 
Landes·jugend·plan auch mehr Geld bekommen. 



 
 
 

 
3. Ehren·amt schützen 

Ehren·amt bedeutet: Die eigene Freizeit und Leidenschaft für andere einsetzen.  

Mit einem Ehren·amt können junge Menschen auch Zusammen·halt lernen.  

Deshalb ist freiwillige Arbeit ein wichtiger Teil von Demokratie. 

Junge Menschen leisten viel im Ehren·amt. 
Diese Strukturen müssen vor demokratie·feindlichen Gruppen geschützt werden. 

Die Verbände sollen Ideen entwickeln, wie sie ihre jungen Menschen vor Gewalt und 
Macht·ausnutzung schützen können. 

Dafür sollen die Verbände Beratung und Unterstützung bekommen. 

 
4. Demokratie neu und lebendig denken 

Demokratie·bildung darf nicht langweilig oder belehrend sein. 
Sie soll junge Menschen wirklich erreichen und zur Mit·gestaltung einladen. 

Dafür braucht es moderne Formate, zum Beispiel über Social Media oder spielerische 
Methoden. 

 
5. Gegen Rechts·extremismus arbeiten 

Rechts·extremismus möchte, dass das Leben in der Gesellschaft für einige Menschen 
besser wird und für andere schlechter. Rechts·extreme Menschen wollen dafür das 
gute Zusammenleben aller Menschen zerstören.  

Der LJR und seine Mitglieds·verbände stellen sich klar gegen Rechts·extremismus. 

Wir setzen uns für eine Gesellschaft ein, in der alle Menschen mit·bestimmen können. 

Es braucht Informationen, Trainings und sichere Orte für Austausch und 
Unterstützung. 



 
 
 

 
6. Solidarisch mit der Jugend·arbeit sein 

Solidarisch heißt: Man hält zusammen und hilft anderen, auch wenn man selbst nicht 
gleich einen Vorteil davon hat.  

Nicht nur Jugend·verbände, auch andere Bereiche der Jugend·arbeit sind bedroht, 
zum Beispiel Jugend·sozialarbeit, Street·work und politische Bildung. 

Wir wollen uns mit ihnen austauschen, öffentlich Stellung beziehen und helfen, wenn 
Menschen und Organisationen in Gefahr sind. 

 
7. Unabhängiger von Geld·gebern werden 

Jugend·verbände sollen nicht von nur einer Geld·quelle abhängig sein. 

Darum wollen wir helfen, mehrere Förder·möglichkeiten zu nutzen und Wissen über 
Anträge und Fund·raising zu teilen. 

 
8. Ressourcen besser nutzen 

Nicht jede Organisation muss alles allein machen. 
Zusammen·arbeit, Spezialisierung und ein starkes Netzwerk machen die Arbeit 
stabiler. 

Wissen und Erfahrungen sollen offen geteilt werden. 

 

Digitale Teilhabe für alle 

Digitale Technik bedeutet zum Beispiel: Ich besitze ein Handy und Computer und 
habe Zugang zum Internet 

Digitale Technik gehört heute zum Alltag. 
Sie bringt viele Chancen, aber auch Risiken. 
Junge Menschen brauchen deshalb Unterstützung, damit sie digitale Medien sicher, 
kritisch und selbstbestimmt nutzen können. 



 
 
 

Kritisch bedeutet: Wir merken von selbst, wenn uns etwas nicht gut·tut, oder eine 
Bedrohung ist.  

Wir fordern: 

 
1. Digitale Infrastruktur ausbauen 

In Brandenburg braucht es überall guten Internet·zugang. 
Dazu gehören Glasfaser und Mobilfunk auch in sehr kleinen Orten. 

Junge Menschen und Einrichtungen der Jugend- und Bildungs·arbeit sollen bei 
Entscheidungen zur Digitalisierung mitreden dürfen. 

 
2. Jugend·arbeit besser ausstatten 

Schulen wurden mit dem Digital·pakt unterstützt. 
Jugendverbände konnten davon kaum profitieren. 

Das muss sich ändern. 
Auch die Kinder- und Jugend·arbeit braucht gute Technik und gleiche Unterstützung 
wie die Schule. 

 
3. Medien·bildung stärken 

Junge Menschen brauchen Angebote, um Medien zu verstehen und kritisch zu 
nutzen. 
Auch Fach·kräfte brauchen Fort·bildungen dazu. 

Jugend·verbände sollen sich für Medien·bildung mitverantwortlich fühlen 

  
 

4. Digitalisierung verantwortungsvoll gestalten 

Digitale Teilhabe braucht Regeln und Schutz. 
Verbote allein helfen nicht. 



 
 
 

Statt Social-Media-Verbote brauchen junge Menschen sichere digitale Räume. 
Jugend·schutz und Daten·schutz müssen besser durchgesetzt werden. 

 
5. Demokratie auch digital schützen 

Im Internet gibt es mehr Hass, Radikalisierung und Falsch·meldungen. 
Dagegen brauchen wir klare Haltung, Vielfalt und eine gute Art und Weise, wie wir 
streiten. 

Jugend·verbände in Brandenburg setzen sich deshalb für einen demokratischen 
digitalen Raum ein und schützen besonders gefährdete junge Menschen. 

 

Gegen Pflicht·dienste 

Pflicht·dient bedeutet: Der Staat legt fest, was du nach der Schule machen musst. 

Der Landes·jugend·ring Brandenburg lehnt Pflicht·dienste klar ab. 
Junge Menschen sollen ihr Leben frei und selbstbestimmt gestalten können. 

Pflicht·dienste würden Grund·rechte einschränken und junge Menschen zwingen, 
Lücken zu füllen, statt Probleme wirklich zu lösen. Besser wären gute 
Arbeits·bedingungen, gute Ausbildung und mehr Personal. 

Wir fordern: 

 
1. Keine Dienst·pflicht 

Es soll keine Wehr·pflicht und keine anderen Pflicht·dienste geben. 
Engagement muss freiwillig bleiben. 

Engagement bedeutet: Man setzt sich aktiv und freiwillig für etwas ein, das einem 
wichtig ist – zum Beispiel für andere Menschen, für die Umwelt oder für ein Projekt. 

Junge Menschen dürfen nicht dazu verpflichtet werden, Aufgaben zu übernehmen, die 
eigentlich anders gelöst werden müssen. 



 
 
 

 
2. Freiwilligen·dienste stärken 

Freiwilligen·dienste wie FSJ, FÖJ und BFD sind wichtig. 
Sie müssen gut finanziert und für alle offen sein. 

Freiwilligen·dienste sollen Lern·orte sein, nicht Ersatz für fehlende Arbeits·kräfte. 

 
3. Junge Menschen beteiligen 

Über die Zukunft junger Menschen darf nicht ohne sie entschieden werden. 
Junge Menschen müssen bei der Diskussion um das Thema mitreden dürfen. 

 
4. Bundes·wehr nicht an Schulen 

Die Bundes·wehr soll nicht an Schulen oder anderen Bildungs·einrichtungen für 
Nachwuchs werben. 
Minderjährige dürfen nicht angeworben werden. 

 
5. Gute Bedingungen statt Zwang 

Gerade in sozialen und pflegerischen Berufen braucht es bessere Arbeits- und 
Ausbildungs·bedingungen. 

Statt junge Menschen zu Pflicht·diensten zu zwingen, muss die Politik diese Berufe 
endlich fair absichern. 

 


